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Anlage 15 zur Ergänzung der GRDrs 770/2011
Verlängerung eines Stellenvermerkes 
zum Stellenplan 2012
	Org.-Einheit
(aut. Stpl.),
Kostenstelle
	Amt
	Stellen-
wert
Haushalt
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl
der
Stellen
	Stellen-
vermerk
bisher

neu
	durchschnittl.
jährl. kosten-
wirksamer
Aufwand
Euro

	320.02.01.085

	Amt für öffentliche Ordnung
	A 10
	Sachbearbeiter/in
	1,0
	KW 01/2012
KW 01/2014


	0 €


Begründung:
Zum Doppelhaushalt 2010/2011 wurde u. a. eine Stelle der Bes.Gr. A 10 zum Bearbeiten der Alterbfälle im Bereich des Waffenwesens bei der Dienststelle „Allgemeine Ordnungsangelegenheiten“ beim Amt für öffentliche Ordnung geschaffen. Die Stelle erhielt den Vermerk KW 01/2012. 

Nach den Bestimmungen des Waffengesetzes sind die Erben verpflichtet, innerhalb angemessener Frist nach Annahme der Erbschaft eine Waffenbesitzkarte im Wege der Erbfolge zu beantragen. Da es sich bei den Erben oft um Unkundige handelt, unterbleibt oftmals der Antrag. Die Waffenbehörde ist von sich aus verpflichtet, nach Kenntniserlangung die Erben zur Antragstellung aufzufordern. Wegen mangelnder personeller Ressourcen konnte dies in der Vergangenheit nur äußerst sporadisch bearbeitet werden. Dies hatte zur Folge, dass in Stuttgart von 1973 bis Ende 2009 insgesamt 4.728 sogenannte „Alterbfälle“ unbearbeitet blieben. 

Mit Schaffung der befristeten Beamtenstelle konnte im Jahr 2010 mit der Aufarbeitung dieser Fälle begonnen werden. Die Aufarbeitung gestaltet sich schwieriger als erwartet. Oftmals sind die Erben inzwischen ebenfalls verstorben, so dass nach den Nacherben gesucht werden muss. In vielen Fällen kann auch der Verbleib der Waffe nicht mehr geklärt werden; sie muss dann in die polizeiliche Sachfahndung aufgenommen werden. Inzwischen sind 984 Fälle abschließend geklärt (Stand Oktober 2011). Mit dem Abschluss der schwierigen Ermittlungsarbeiten ist nicht vor Ende 2013 zu rechnen.
Die Aufarbeitung der Alterbfälle ist auch im Hinblick auf die Einführung des Nationalen Waffenregisters von erheblicher Bedeutung, da unter dem Eindruck des Amoklaufs von Winnenden und Wendlingen die Umsetzung der Europäischen Waffenrichtlinie in nationales Recht auf das Jahr 2012 vorgezogen wurde. Der Datenbestand der Landeshauptstadt Stuttgart ist dann in dieses Register zu überführen. 
